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Auf die Klagen der Beteiligten wird der Schiedsspruch der Schiedsstelle nach § 81 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch Baden-
Württemberg vom 19. Januar 2023 – 04/22 – aufgehoben.

Der Kläger trägt 90 v.H. und der Beklagte 10 v.H. der Kosten des Verfahrens.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist der Schiedsspruch vom 19. Januar 2023 – 04/22 – der Schiedsstelle nach § 81 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XII) Baden-Württemberg (im Weiteren: Schiedsstelle) über die Höhe von Investitionskosten für vollstationäre Pflegeplätze des
Pflegeheims und der separaten Kurzzeitpflege im E1-Haus S1, in N1, im Zeitraum vom 1. Oktober 2022 bis zum 30. September 2023 streitig.

Der Beklagte ist ein gemeinnütziger Verein, der nach seiner Satzung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke
im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (AO) verfolgt (s. § 2 Abs. 1 der Satzung des Beklagten), sich allen
Aufgaben sozialer und caritativer Hilfe als Wesens- und Lebensäußerung der Katholischen Kirche widmet (s. § 5 Abs. 1 der Satzung des
Beklagten) und Träger von ambulanten Diensten, teilstationären und vollstationären Einrichtungen in allen Aufgabenbereichen sozialer und
caritativer Hilfe ist (s. § 5 Abs. 3 der Satzung des Beklagten). Er betreibt im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Klägers mehrere
Pflegeheime.

Mit Stiftungsgeschäft vom 16. Oktober 2017 errichtete der Beklagte die C1-Stiftung für die Region B1 (im Weiteren: C). Nach der Satzung
(Amtsblatt der Erzdiözese F1 vom 18. Mai 2018, Mitteilung Nr. 278, Bl. 86 ff. Schiedsstellenakte) sind die Organe der Stiftung der
Stiftungsvorstand und der Stiftungsrat (§ 6 Abs. 1 der Satzung der C), setzt sich der Stiftungsvorstand aus dem Vorstandsvorsitzenden sowie
dem weiteren Vorstandsmitglied des Beklagten jeweils kraft Amtes sowie einem weiteren vom Stiftungsrat gewählten
Stiftungsvorstandsmitglied zusammen (§ 7 Abs. 1 und 2 der Satzung der C) und wird die laufende Verwaltung der C von dem Beklagten
wahrgenommen, sofern der Stiftungsvorstand nicht einen anderen Beschluss fasst (§ 8 Abs. 3 der Satzung der C). Der Stiftungsrat setzt sich
aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und bis zu drei berufenen Persönlichkeiten zusammen, wobei Vorsitzender des
Stiftungsrates der jeweilige Vorsitzende des Aufsichtsrates des Beklagten und stellvertretender Vorsitzender der stellvertretende
Vorsitzende des Aufsichtsrates des Beklagten ist sowie die weiteren Mitglieder vom Aufsichtsrat des Beklagten berufen werden (§ 11 Abs. 1
und 2 der Satzung der C). Nach § 2 Abs. 2 der Satzung der C setzt sich die Stiftung zum Ziel, durch ideelle und materielle Unterstützung die
Erfüllung der caritativen Aufgaben, insbesondere im Landkreis B1, dauerhaft sicherzustellen und damit der Aufgabenerfüllung in allen
Bereichen sozialer und caritativer Hilfen zu dienen. Darüber hinaus ist die Stiftung nach § 2 Abs. 3 ihrer Satzung eine Förderstiftung im Sinne
des § 58 Nr. 1 AO, die ihre Mittel auch zur Förderung mildtätiger Zwecke und der Wohlfahrtspflege des Beklagten verwendet. U.a. bei einer
Aufhebung der Stiftung, welche der Zustimmung von drei Vierteln der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder des Stiftungsrates sowie
im Außenverhältnis der Zustimmung der Beklagten bedarf (§ 14 Abs. 1 der Satzung der C), fällt das Vermögen der C an den Beklagten (§ 14
Abs. 3 der Satzung der C). Der Beklagte teilte hierzu im Weiteren mit, die Satzung der C sei mittlerweile geändert worden und sehe nun bis
zu drei weitere Stiftungsvorstandsmitglieder vor (Bl. 531 Schiedsstellenakte L 7 SO 1852/22).

Die C erwarb von der Stadt N1 am Rhein mit notariellem Kaufvertrag vom 17. September 2020 ein 5.176 m² großes Grundstück (Flst. Nr.
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5922, M1 Straße, Gemarkung N1, im Weiteren Grundstück M1 Straße) und ein weiteres Grundstück mit 91 m² (Flst. Nr. 5923 R1-straße,
Gemarkung N1, im Weiteren Grundstück R1-straße) zu einem vorläufigen Gesamtkaufpreis von 810.652,00 Euro. Der Kaufvertrag enthielt
unter anderem die folgenden Regelungen:

„§ 3 Kaufpreis und Kaufpreisfälligkeit

1.         Der Kaufpreis für das Vertragsobjekt setzt sich zusammen aus dem jeweiligen Bodenwertanteil und dem Erschließungskostenanteil.

Der Bodenwertanteil für das Flurstück 5922 beträgt 70,00 EUR/m² (in Worten: siebzig Euro je Quadratmeter), somit für 5.176 m² insgesamt
362.320,00 EUR.

Der Bodenwertanteil für das Flurstück 5923 beträgt 7,00 EUR/m² (in Worten: sieben Euro je Quadratmeter), somit für 91 m² insgesamt
637,00 EUR.

Der Erschließungskostenanteil ist als Vorauszahlung für die Erschließungskosten (§ 4) zu bezahlen und beträgt für beide
vertragsgegenständlichen Flurstücke maximal 85,00 EUR/m², somit für das Flurstück Nr. 5922 mit 5.176 m² vorläufig 439.960,00 EUR und
für das Flurstück Nr. 5923 mit 91 m² vorläufig 7.735,00 EUR.

Die genauen Erschließungskosten werden nach Abschluss der Erschließung ermittelt und mit dem Käufer abgerechnet. Sollte sich nach
Ermittlung der genauen Höhe der Erschließungskosten herausstellen, dass diese tatsächlich unter 85 EUR/m² liegen, verpflichtet sich der
Verkäufer, das entsprechende Delta an den Käufer zurückzuerstatten.
[…]
Im Kaufpreis sind die Ablösung des Abwasserbeitrages und des Wasserversorgungsbeitrages nach § 29 ff i. V. m. § 26 des
Kommunalabgabengesetzes und die Ablösung des Erschließungsbeitrages nach § 33 ff. i. V. m. § 26 KAG enthalten.
[…]
§ 4 Erschließung

Das Vertragsobjekt ist in dem von der Stadt R2 geplanten Baugebiet „R3“ gelegen. Ungeachtet der vorstehenden Vereinbarungen zur
Zahlung eines Erschließungskostenbeitrags durch den Käufer als Teil des Kaufpreises wird für die Erschließung des Grundbesitzes
vereinbart:

Die Erschließung wird vom Verkäufer durchgeführt. Die Kosten für die erstmalige Erschließung trägt der Verkäufer.

Diese Kosten sind:

Öffentliche Straßen und Wege sowie die Einrichtungen für ihre Entwässerung
 Öffentliche Schmutzwasserkanäle und Wasserversorgungsanlagen jeweils mit den ca. 1 m in den Bauplatz verlegten Anschlüssen.

Sämtliche Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (§§ 127 ff.) und Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz (§§ 20 ff.) für den
Vertragsgegenstand, die nach den einschlägigen Satzungen der Stadt R2 evtl. künftig erhoben werden können, trägt der Verkäufer.

Nicht enthalten und vom Käufer zu bezahlen sind die Hausanschlusskosten ab der Grundstücksgrenze und Anschlussgebühren anderer
Versorgungsbetriebe wie z.B. T1, B2, E2. Der Abwasserbeitrag sowie der Wasserversorgungsbeitrag wurden vom Verkäufer abgelöst.

Alle weiteren, etwa künftig anfallenden Beiträge trägt der Käufer.
[…]
§ 7 Nutzungs- und Veräußerungsbeschränkung, Rückkaufrecht, Vorkaufsrecht

a) Nutzungs- und Veräußerungsbeschränkungen

Der Käufer verpflichtet sich gegenüber dem Verkäufer, das Vertragsobjekt ausschließlich mit einer Einrichtung zur Unterstützung von
Menschen mit Pflege und Unterstützungsbedarf zu bebauen oder bebauen zu lassen und ausschließlich zum Zweck des Betriebs einer
solchen Einrichtung zu nutzen oder nutzen zu lassen.

Weiter verpflichtet sich der Käufer mit schuldrechtlicher Wirkung dem Verkäufer gegenüber, das Vertragsobjekt oder grundstücksgleiche
Rechte hieran ausschließlich an Rechtsträger zu veräußern, zu vermieten oder zu verpachten, die als Stadt-, Kreis-, Bezirkscaritasverband
(örtlicher Verband), Fachverband oder als sonstige Träger von Einrichtungen und Diensten nach ihren satzungsgemäßen Zwecken Aufgaben
der C1 der katholischen Kirche erfüllen oder die als Vereinigung sozial-caritative Aufgaben der katholischen Kirche wahrnehmen und eine
anerkannte Gliederung des Caritasverbandes für die Erzdiözese F1 e.V. oder des Deutschen Caritasverbandes e.V. sind.
[…]“

Ebenfalls am 17. September 2020 schlossen der Beklagte als Erbbauberechtigter und die C als Grundstückseigentümer – jeweils vertreten
durch sowohl K1 und W1 als gesamtvertretungsberechtigte, von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite (Bl. 76, 77 elektr. Verw.-Akte)
Vorstandsmitglieder – einen Erbbaurechtsvertrag über das Grundstück M1 Straße – für welches der Bodenrichtwert aktuell bei 120 Euro/m²
liegt (abzurufen unter https://www.gutachterausschuesse-bw.de/borisbw/?lang=de) – für die Zeit vom 1. Oktober 2020 bis zum 30.
September 2060.

Der Erbbaurechtsvertrag, der auf die Kaufvertragsurkunde zwischen der C und der Stadt N1 als Bezugsurkunde verwies, enthielt unter
anderem die folgenden Regelungen:

„B. Vertraglicher – dinglicher – Inhalt

https://dejure.org/gesetze/BGB/181.html
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§ 1 Errichtung und Nutzung von Bauwerken
Der Erbbauberechtigte ist berechtigt und verpflichtet, auf dem Erbbaugrundstück auf seine Kosten ein Bauwerk mit folgender näherer
Beschreibung zu errichten:

Pflegeheim zur Unterstützung von Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf unter Einhaltung der baurechtlichen Bestimmungen.
[…]
Der Erbbauberechtigte verpflichtet sich, die Nutzungs- und Veräußerungsbeschränkungen ausweislich § 10 der Bezugsurkunde einzuhalten
und diese Verpflichtung wiederum einem etwaigen Rechtsnachfolger mit Weitergabeverpflichtung aufzuerlegen.
[…]
§ 3 Unterhaltsverpflichtung
Der Erbbauberechtigte hat die Bauwerke nebst Zubehör im ordnungsgemäßen und zweckentsprechenden Zustand zu erhalten und die
hierzu erforderlichen Instandsetzungen und Erneuerungen unverzüglich vorzunehmen. Darüber hinaus ist der Erbbauberechtigte auch zur
ordnungsgemäßen Unterhaltung des Erbbaugrundstücks verpflichtet.
[…]
§ 5 Lasten und Abgaben
Der Erbbauberechtigte hat alle auf das Erbbaugrundstück und das Erbbaurecht entfallenden einmaligen und wiederkehrenden öffentlichen
und privatrechtlichen Lasten, Abgaben und Pflichten, die den Grundstücks- oder Gebäudeeigentümer als solchen betreffen, für die Dauer
des Erbbaurechts zu tragen bzw. dem Grundstückseigentümer zu erstatten. Zu diesen gehören unter anderem die Grundsteuer,
gemeindliche Lasten nach dem Kommunalabgabengesetz, Erschließungskosten oder Ausgleichsbeträge nach BauGB, Verfahrenskosten.
Ausgenommen sind Grundpfandrechte am Erbbaugrundstück. Für die Erfüllung aller behördlichen Auflagen hat der Erbbauberechtigte zu
sorgen.
[…]
§ 11 Erbbauzins
1.         Der jährliche Erbbauzins beträgt 68.323,20 €, errechnet mit 6% aus einem Grundstückswert von 220 € pro m², zahlbar ab dem
01.10.2020.
 […]
Eine Anpassungsklausel ist ausdrücklich nicht vereinbart.
[…]“

Der Beklagte begann Ende 2020 mit dem Bau des E1-Haus C1 Seniorenzentrums in N1 auf dem Grundstück, wobei der Bau überwiegend
durch einen Generalunternehmer erfolgte und das Inventar der Pflegeeinrichtung daneben von dem Beklagten beschafft wurde. Das
Seniorenzentrum wurde im Oktober 2022 in Betrieb genommen. Für dieses wurde ein Versorgungsvertrag nach § 72 Elftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XI) über 75 Plätze für vollstationäre Pflege sowie 15 solitäre Kurzzeitpflegeplätzen abgeschlossen. Eine öffentliche
Förderung erfolgt nicht. In dem Gebäude befinden sich neben der Pflegeeinrichtung noch zwei Seniorenwohnungen, eine
Mitarbeiterwohngemeinschaft und Räume für den Schwesternkonvent im Erdgeschoss.

Mit Schreiben vom 17. Mai 2022, eingegangen am 19. Mai 2022, forderte der Beklagte den Kläger zu Verhandlungen über die Festsetzung
der Pflege- und Investitionskosten für das Pflegeheim E1-Haus auf. Über diese Aufforderung erfolgte auch eine Meldung an den
Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS). Der Beklagte bezifferte die Investitionskosten für die vollstationäre
Pflege mit 29,36 Euro und für die Kurzzeitpflege mit 39,69 Euro, jeweils je Belegungstag und Platz (Bl. 4/5 elektr. Verw.-Akte). Nachdem
zwischen den Beteiligten u.a. Uneinigkeit darüber entstand, welche Unterlagen für die Verhandlungen erforderlich und von dem Beklagten
vorzulegen waren, erfolgten keine weiteren Verhandlungen über die Investitionskostensätze.

Am 30. September 2022 beantragte der Beklagte die Durchführung eines Schiedsverfahrens hinsichtlich der Festsetzung der gesondert
berechenbaren Investitionsaufwendungen für Leistungsbezieher der Sozialhilfe für das Pflegeheim E1-Haus. Durch eine Aktualisierung der
angefallenen Gebäudekosten im Zuge der Erstellung des Schiedsstellenantrags seien die Gesamtgebäudekosten und die auf das Pflegeheim
entfallenden anteiligen Gebäudekosten etwas gesunken. Zusätzlich zu berücksichtigen seien die Erbbauzinsen während der Bauzeit in Höhe
von anteilig 129.089,85 Euro. Auch für ein für den Betrieb des Pflegeheims erforderliches Kfz sei ein höherer Betrag angefallen. Hinsichtlich
des Inventars einigten sich die Kläger und Beklagter auf den Ansatz des Kostenrichtwertes August 2021 nach der Fortschreibung der
Kostenrichtwerte für vollstationäre Pflegeplätze gemäß Abschlussbericht des Ministeriums für Soziales und Integration Baden-Württemberg
über die Arbeitsgruppe Investitionskostenberechnung vom 6. Juni 2018.

Die Schiedsstelle forderte den Kläger mit Schreiben vom 20. Dezember 2022 zur Vorlage „geeignete[r] Daten für den externen Vergleich“
auf. Der Kläger übersandte darauf eine Aufstellung der aktuellen investiven Kosten der Pflegeheime im Landkreis B1 bezogen auf
Sozialhilfeempfänger (Bl. 256 Schiedsstellenakte).

In der mündlichen Verhandlung blieb zwischen den Beteiligten streitig die Vorlage weiterer Unterlagen durch den Beklagten, insbesondere
des Kaufvertrags der C mit der Stadt N1, die Zuordnung verschiedener Baukosten zum Pflegeheim, die Kosten des Kfz, die Berücksichtigung
des Erbbauzinses sowie die von dem Kläger benannten Vergleichseinrichtungen. Hierzu wird auf die entsprechende Streitstanddarstellung
im Schiedsspruch Bezug genommen (Bl. 384/389 Schiedsstellenakte).

Der Beklagte beantragte, die gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen für Leistungsbezieher der Sozialhilfe im Pflegeheim E1-
Haus für den Zeitraum vom 1. Oktober 2022 bis zum 30. September 2023, für die vollstationäre Dauerpflege in Höhe von 29,55 Euro je
Berechnungstag und für die ganzjährig vorgehaltene Kurzzeitpflege in Höhe von 40,08 Euro je Berechnungstag festzusetzen. Der Kläger
beantragte die Zurückweisung der Anträge.

Mit dem Schiedsspruch vom 19. Januar 2023 setzte die Schiedsstelle die gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen für das
Pflegeheim E1-Haus für die Zeit vom 1. Oktober 2022 bis 30. September 2023 je Berechnungstag auf 28,93 Euro für die vollstationäre Pflege
und auf 39,86 Euro für die Kurzzeitpflege fest. Die Schiedsstelle sehe keine Notwendigkeit zur Vorlage weiterer Unterlagen. Die Vorlage des
Kaufvertrages zwischen der C und der Gemeinde V1 (gemeint: Stadt N1 – Anm. des Senats) sei weder notwendig noch dem Beklagten
rechtlich möglich. Dieser sei nicht Vertragspartei des Kaufvertrages. Die Finanzierungskosten des Pflegeheimes seien ebenfalls belegt und

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/72.html
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in ihrer Höhe plausibel. Der Kläger habe dies in der mündlichen Verhandlung auch eingeräumt. Auch die Notwendigkeit der Anlagen zum
Generalunternehmervertrag für die Plausibilitätsprüfung erschließe sich der Schiedsstelle nicht. Hinsichtlich der Zuordnung der Baukosten
bzw. der Flächen sehe die Schiedsstelle es als hinreichend plausibel an, dass der Garten auch über den Anteil für Demenzerkrankte hinaus
ausschließlich den Bewohnern des Pflegeheims zur Verfügung stehe und die Kosten dementsprechend auch dem Pflegeheim zuzuordnen
seien. In der Folge seien die Kosten für die Gartengestaltung und Bepflanzung der Außenanlage vorliegend anzuerkennen. Auch hinsichtlich
der Kosten für das Trafohaus folge die Schiedsstelle der Argumentation des Beklagten. Die Kosten seien durch das Pflegeheim veranlasst.
Bezüglich der Flächenzuordnungen folge die Schiedsstelle nicht der Argumentation des Beklagten, dass das Raumprogramm allein Sache
des Beklagten und vom Kläger nicht zu überprüfen sei, wenn die Kosten sich im Rahmen des Kostenrichtwertes hielten. Kostenrichtwerte
seien gebündelte Erfahrungswerte. Würden sie nicht überschritten, so spreche dies bei der Beurteilung der Herstellungskosten auf ihre
Angemessenheit hin für eine wirtschaftliche Betriebsführung bzw. wirtschaftliche Angemessenheit. Die Zuordnung der Kosten sei dem
vorgelagert. Letztlich wirke sich diese abweichende Beurteilung durch die Schiedsstelle aber nicht aus, denn die Flächenzuordnung im
Erdgeschoss sei für die Schiedsstelle schlüssig. Dabei brauche die Frage, ob eine Kapelle betriebsnotwendig im Sinne des § 82 Abs. 4 SGB XI
ist, an dieser Stelle nicht entschieden werden. Der Beklagte habe plausibel dargelegt, dass es sich entgegen der Bezeichnung in den Plänen
nicht um eine klassische Kapelle mit fest eingebautem Altar, Gestühl etc. handele. Vielmehr handele es sich um einen in der Größe
variablen Gemeinschaftsraum für diverse Aktivitäten, u.a. auch Gottesdienste. Ein solcher Multifunktionsraum sei für ein Pflegeheim ohne
Weiteres betriebsnotwendig. In der Folge seien auch die Kosten für die Lüftung anzuerkennen. Entgegen der Auffassung des Beklagten
seien die Erbbauzinsen während der Bauzeit nicht zu berücksichtigen. Der Erbbauzins gehöre nicht zu den Herstellungskosten des
Gebäudes, er sei Entgelt für die Nutzung des Grundstücks. Er nehme dementsprechend an der Abschreibung nicht teil. Damit handele es
sich nicht um Kosten, welche im vorliegenden Vereinbarungszeitraum anfielen und durch den Investitionskostensatz auf die
Pflegeheimbewohner umgelegt werden könnten. Der Erbbauzins gehöre nach § 82 Abs. 2 SGB XI zu den betriebsnotwendigen
Investitionsaufwendungen. Nach dem vorgelegten Erbbauvertrag falle dieser auch in der geltend gemachten Höhe an. Vor diesem
Hintergrund sei der geltend gemachte Erbbauzins auf der Ebene der Plausibilitätskontrolle grundsätzlich anzuerkennen. Hinsichtlich der
Kosten für den VW-Bus folge die Schiedsstelle der Argumentation des Beklagten nicht. Nach dem Begriffsverständnis der Schiedsstelle
gehörten zum „Inventar“ die abschreibungsfähigen Anlagegüter, mithin also die Einrichtungsgegenstände und auch Kraftfahrzeuge. Etwas
anderes ergebe sich auch nicht aus dem Abschlussbericht des Sozialministeriums über die Arbeitsgruppe Investitionskostenberechnung vom
6. Juni 2018. Bei den Eckwerten würden zwei Kostenrichtwerte unterschieden. Der eine erfasse das Inventar, der andere „alles außer
Inventar und Grundstück“. Aus letzterer Formulierung werde deutlich, dass ein Kraftfahrzeug dem einen oder anderen Kostenrichtwert
zugeordnet werden müsse. Nach dem Begriffsverständnis der Schiedsstelle liege es nahe, das Kraftfahrzeug dem Inventar zuzuordnen.
Darüber hinaus sei anzumerken, dass den Eckwerten nur über die sie begründende Verwaltungspraxis eine gewisse Verbindlichkeit
zukomme. In dieser Verwaltungspraxis würden Kraftfahrzeuge dem Inventar zugerechnet.

Nach einer tabellarischen Darstellung der auf den zugrunde gelegten Kosten beruhenden Berechnung des Investitionskostensatzes führte
die Schiedsstelle aus, diese Werte – je Berechnungstag 28,93 Euro für die vollstationäre Pflege und 39,86 Euro für die Kurzzeitpflege – habe
sie im Rahmen eines externen Vergleichs in Relation zu den Vergütungen anderer Einrichtungen bewertet. Der nunmehr in § 75 Abs. 2 SGB
XII normierte externe Vergleich lasse sich aber vorliegend nur bedingt durchführen. Die vom Kläger vorgelegten Daten erlaubten keine
Identifizierung von Vergleichseinrichtungen. Die Liste enthalte über die Investitionskostensätze hinaus keine weiteren Informationen zu den
Einrichtungen. In der mündlichen Verhandlung habe der Kläger angegeben, dass er die erforderlichen Daten nicht vorlegen könne.
Insbesondere könnten keine Vergleichseinrichtungen benannt werden, welche im Erbpachtmodell betrieben werden. Für die Schiedsstelle
sei die Aussage des Klägers nachvollziehbar. Aufgrund der Tatsache, dass bis zum Urteil des Bundessozialgerichtes (BSG) vom 28. Januar
2021 – B 8 SO 6/19 R – die Investitionskosten grundsätzlich im Wege des Eigentümermodells berechnet worden seien, lägen derzeit keine
oder nur wenige Daten zu anderen Betriebsmodellen vor. Vor diesem Hintergrund könnten die vorgelegten Daten nur eine grobe
Orientierung geben. Eingedenk dieser Tatsache, den der Schiedsstelle bekannten, neueren Abschlüssen hinsichtlich Investitionskosten und
der Darlegungslast des Klägers sei die Schiedsstelle zu der Auffassung gelangt, dass ein Investitionskostensatz in Höhe von 28,93 Euro bzw.
39,86 Euro auch in Relation zu den Vergütungen anderer Einrichtungen wirtschaftlich angemessen sei.

Gegen diesen Schiedsspruch – der dem Kläger am 13. Februar 2023 und dem Beklagten am 10. Februar 2023 zuging – hat am 22. Februar
2023 der Kläger Klage und am 9. März 2023 der Beklagte Widerklage beim LSG Baden-Württemberg erhoben. Nachdem über das Vermögen
des Beklagten am 29. Dezember 2023 das Insolvenzverfahren eröffnet und im weiteren Eigenverwaltung angeordnet worden ist (Beschluss
des Amtsgerichts Freiburg im Breisgau vom 29. Dezember 2023 – 8 IN 558/23 –), hat der Beklagte das Verfahren mit Schreiben vom 21.
Februar 2024 wieder aufgenommen.

Der Kläger trägt vor, der Schiedsspruch sei schon deshalb rechtswidrig, weil er auf einer unzureichenden Tatsachengrundlage ergangen und
die Schiedsstelle ihrer Amtsermittlungspflicht nicht in hinreichendem Maße nachgekommen sei. Das streitgegenständliche Gebäude
beinhalte neben einem Pflegeheim auch Seniorenwohnungen, ein Tagespflegeangebot und einen Bürgertreff. Die Zuteilung der Flächen und
Einrichtungen zu den verschiedenen Nutzungen sei bis heute streitig. Auch habe die Schiedsstelle es unterlassen, den zwischen der
Gemeinde N1 und der C geschlossenen Kaufvertrag beim Beklagten anzufordern, obwohl die Konditionen dieses Kaufvertrages maßgeblich
dafür seien, bis zu welcher Höhe Investitionen in das Betriebsgrundstück hier als betriebsnotwendig und mit dem Gebot der
Wirtschaftlichkeit vereinbar anzusehen seien. Die mangelnde Sachaufklärung durch die Schiedsstelle habe dem Kläger die Möglichkeit
genommen, privatautonom ein Angebot zu kalkulieren und abzugeben. Hinsichtlich der Berücksichtigung von (laufenden) Erbbauzinsen
durch die Schiedsstelle führt der Kläger insbesondere aus, die Schiedsstelle habe dem Beklagten die Erstattung von Kosten zugestanden,
die nicht betriebsnotwendig im Sinne von § 76a Abs. 3 SGB XII i.V.m. § 82 Abs. 3 SGB XI seien und über die deshalb auch keine
Investitionskostenvereinbarung zwischen Kläger und Beklagtem hätte getroffen werden dürfen. Stattdessen spreche der Schiedsspruch dem
Beklagten Kreismittel zu, die der Kläger nur im Rahmen sogenannter Freiwilligkeitsleistungen und daher nur durch einen entsprechenden
Kreistagsbeschluss hätte bewilligen können. Hierdurch habe die Schiedsstelle den Kläger in seinem kommunalen Selbstverwaltungsrecht
aus Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz (GG), namentlich in seiner Finanzhoheit verletzt. Der Kläger dürfe nur einem Investitionskostensatz
zustimmen, der die betriebsnotwendigen Investitionskosten nicht überschreite und somit zugleich das Minimalprinzip im Rahmen des
Wirtschaftlichkeitsgebots beachte (Hinweis auf BSG, Urteil vom 7. Oktober 2015 – B 8 SO 21/14 R – juris Rdnr. 20). Zusätzlich sei der
vereinbarte Erbpachtzins mit 6% überhöht angesetzt. Bei einer gemischten Nutzung (gewerblich und Wohnnutzung), wie sie hier aufgrund
der im Gebäude befindlichen Wohnungen vorliege, sei ein Erbpachtzins von 4,5 - 5,5% normal (Verweis auf
https://www.reguvis.deixaver/wertermittlerportal/). Zu welchem Preis der Beklagte das Grundstück in N1 erworben habe, sei dem Kläger
nicht bekannt. Es sei davon auszugehen, dass der Direkterwerb hier die kostengünstigere Lösung gewesen wäre. Sofern das BSG darauf
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hinweise, dass auch ein Kaufpreis in seiner Höhe von einer Gewinnerzielungsabsicht des Verkäufers geprägt sein könne, sodass ein
Eigentümermodell nicht immer günstiger sein müsse, sei hier aufgrund der Erfahrung aus den Parallelverfahren zu vermuten, dass die
Gemeinde N1 gerade bereit gewesen sei, der C1 – und zwar gleichgültig, welcher juristischen Person aus der , C1-Familie` – das Grundstück
zu einem günstigen Preis zu verkaufen, damit diese dort (möglichst kostengünstig) ein Pflegeheim errichten könne, wovon nach der
Vorstellung der Gemeinde sicherlich auch die Bürger der Gemeinde profitieren sollten. Soweit das BSG darauf aufmerksam mache, dass
man im Rahmen eines fiktiven Eigentümermodells Instandhaltungskosten berücksichtigen müsse (Hinweis auf BSG, Urteil vom 28. Januar
2021 – B 8 SO 6/19 R – juris Rdnr. 24), könnten hierdurch zwar höhere Mietkosten, nicht jedoch höhere Erbpachtkosten gerechtfertigt
werden, da der Erbpachtnehmer die Kosten für die Instandhaltung des Gebäudes selbst trage. Auch aus insolvenzrechtlicher Sicht bringe
das Erbbaurechtskonstrukt keine Vorteile. Dies ergebe sich aus einem durch den Kläger im Parallelverfahren L 7 SO 1852/22 KL in Auftrag
gegebenen insolvenzrechtlichen Gutachten, dessen Ergebnisse sich voll auf den hier vorliegenden Fall übertragen ließen. Es sei hier
bewusst eine Gestaltung gewählt worden, an der die C besonders gut verdiene. Das dahinterstehende, mittelbare wirtschaftliche
Eigeninteresse des Beklagten stelle aber gerade kein sozialrechtlich anerkennenswertes, berechtigtes Interesse dar. Solche „ohne
verständigen Grund“ vorgenommenen Rechtsgeschäfte, wie der aus Sicht des Beklagten völlig unwirtschaftliche Erbbaurechtsvertrag
müssten, soweit sie nicht ohnehin wegen Sittenwidrigkeit nach § 138 BGB unwirksam seien, jedenfalls bei der Prüfung eines
sozialrechtlichen Anspruchs unbeachtet bleiben, weil sonst die Solidargemeinschaft ungebührlich belastet würde. Die Schiedsstelle habe im
vorliegenden Fall den Investitionskostensatz nach dem sog. Eigentümermodell festzusetzen gehabt, das heiße, danach kalkulieren müssen,
welche Kosten durch den Direkterwerb des Grundstücks entstanden wären. Das BSG halte zwar im Regelfall die tatsächlich entstandenen
Kosten für ausschlaggebend, schließe aber die Anwendung des Eigentümermodells keinesfalls gänzlich aus. Vielmehr werde gerade
offengelassen, ob das Eigentümermodell nicht in Ausnahmefällen – und ein solcher dürfe hier wegen der offensichtlich missbräuchlichen
Gestaltung vorliegen – doch angewandt werden dürfe. Ferner habe die Schiedsstelle bezüglich der Zuordnung von einzelnen
Kostenpositionen bezüglich der Erstellung des Gebäudes und der zugehörigen Anlagen fehlerhafte Wertungen vorgenommen. So habe sie
etwa den vom Beklagten ursprünglich als Kapelle deklarierten Raum vollständig als Mehrzweckraum gewertet, obwohl nach dem Vortrag
des Beklagten der Nutzung als Ort der Religionsausübung ein starkes Gewicht zukomme. Ein Ort der Religionsausübung sei aber nicht
notwendig zum Betrieb eines Pflegeheims und daher nicht betriebsnotwendig im Sinne von § 82 Abs. 4 SGB Xl. Die Kosten seien daher nicht
von der öffentlichen Hand zu tragen. Die im Zusammenhang mit der Trafostation (Gründung und Neubau Trafostation) angefallenen Kosten
seien entgegen der Beurteilung der Schiedsstelle nicht allein dem Pflegeheim zuzuordnen, da die Trafostation das gesamte Gebäude,
einschließlich der Wohnungen, mit Strom versorge.

Der Kläger beantragt,

den Schiedsspruch der Schiedsstelle nach § 81 SGB XII vom 19. Januar 2023 – 04/22 – aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

den Schiedsspruch der Schiedsstelle nach § 81 SGB XII vom 19. Januar 2023 – 04/22 – aufzuheben.

Der Beklagte trägt vor, die Schiedsstelle habe zu Recht von der Vorlage weiterer Unterlagen abgesehen. Die Kenntnis des Kaufvertrags
zwischen der C und der Stadt N1 sei zur Ermittlung der gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen nicht erforderlich gewesen.
Nach der Rechtsprechung des BSG sei auf die tatsächlich anfallenden Kosten für den Erbbaurechtsvertrag abzustellen. Dass der Kläger sich
nach seinem Vortrag außerstande gesehen haben wolle, ohne Vorlage weiterer Unterlagen ein Angebot zu unterbreiten, sei nicht
ansatzweise nachvollziehbar. Er habe ein solches Angebot auf Basis der vorgelegten, umfangreichen Unterlagen ohne Weiteres unterbreiten
und streitige Positionen ggf. kürzen können. Auch dass die Schiedsstelle die Betriebsnotwendigkeit des multifunktionell nutzbaren Raums
der Kapelle bejaht habe, sei nicht zu beanstanden. Selbstverständlich gehöre auch die Ermöglichung der Befriedigung religiöser Bedürfnisse
der Bewohner zu den Aufgaben einer Pflegeeinrichtung im Rahmen der Betreuung. Hier handele es sich zudem um multifunktional nutzbare
Räumlichkeiten, die eine Anpassung der Raumgröße an die jeweiligen Erfordernisse der verschiedenen Veranstaltungen oder sonstigen
Nutzungen ermöglichten. Zu Recht habe die Schiedsstelle auch zugrunde gelegt, dass die Kosten des Trafohauses ausschließlich durch die
Pflegeheimnutzung veranlasst seien. Auch wenn in dem Sachverhalt, der dem Urteil des BSG vom 28. Januar 2021 – B 8 SO 6/19 R –
zugrunde gelegen habe, das Gebäude von der Muttergesellschaft lediglich angemietet und an die Tochtergesellschaft weiterverpachtet
worden sei, seien die grundlegenden Aussagen des Urteils dennoch ohne Weiteres auf den vorliegenden Fall übertragbar. Trotz der
Verflechtung der Akteure habe das BSG eine fiktive Berechnung nach dem Eigentümermodell an Stelle der Ermittlung der tatsächlichen
Miet- oder Pachtkosten insgesamt für unzulässig gehalten und eine Wirtschaftlichkeitsprüfung ausschließlich im Wege des externen
Vergleichs mit anderen Einrichtungen im Mietmodell zugelassen. Auch im vorliegenden Fall dürfe wegen der „auf der gegebenen
Pflegefinanzierungsstruktur aufbauenden Systematik des § 82 SGB XI, die von der Umlagefähigkeit nur tatsächlich aufgewandter Kosten
ausgeht“ (Hinweis auf BSG a.a.O., juris Rdnr. 19) der tatsächlich anfallende Erbbauzins nicht unberücksichtigt bleiben. Auch hier dürfe der
externe Vergleich ausschließlich mit Einrichtungen der gleichen „Pflegefinanzierungsstruktur" also des gleichen Betriebsmodells
vorgenommen werden. Die Argumentation des Klägers stelle ausschließlich auf den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ab. Dieser stehe jedoch
nicht alleine. Bei der Bemessung der Vergütungen sei nach § 75 Abs. 1 Satz 4 SGB XII auch der Grundsatz der Leistungsfähigkeit zu
berücksichtigen. Die vereinbarten Vergütungen müssten es der Einrichtung ermöglichen, dauerhaft ihren Versorgungsvertrag zu erfüllen.
Dem Grundsatz der Leistungsfähigkeit würde es nicht gerecht, wenn der Einrichtungsträger gezwungen würde, für den Betrieb der
Einrichtung ein Grundstück zu kaufen, ohne den Kaufpreis refinanzieren zu können. Es müsse ihm vielmehr erlaubt sein, ein solches
Grundstück bei einem Dritten im Wege der Vereinbarung eines Erbbaurechtes zu beschaffen. Dies stelle entgegen der Auffassung des
Klägers keine Umgehung von § 82 Abs. 2 Nr. 2 SGB XI dar, sondern eine nach § 82 Abs. 2 Nr. 3, Abs. 3 SGB XI zulässige Gestaltung, mit der
dem Grundsatz der Leistungsfähigkeit Rechnung getragen werde. Es handele sich um eine übliche und weitverbreitete Gestaltung. Dass der
Kläger keine entsprechenden Vergleichseinrichtungen benennen könne und dies auch in anderen Landkreisen kaum anders sein dürfe, liege
nicht daran, dass es Einrichtungen, die im Mietmodell oder im Erbbauzinsmodell betrieben werden, nicht gebe. Es liege vielmehr daran, dass
die gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen in der Vergangenheit landesweit nahezu ausschließlich nach Kostenrichtwerten im
Eigentümermodell bemessen worden seien und deshalb weder der Kläger noch andere Landkreise oder der KVJS Daten zu den
Betriebsmodellen erhoben hätten. Die C sei eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des privaten Rechts, d.h. eine eigenständige juristische
Person. Sie verfolge nicht die Interessen des Beklagten. Zweck der C sei auch nicht die Förderung des Beklagten, sondern lediglich die
„Förderung der Wohlfahrtspflege“ des Beklagten. Sie müsse Vorgaben des Stiftungsrechts und des Steuerrechts, insbesondere des
Gemeinnützigkeitsrechts beachten und deshalb beim Abschluss von Erbpachtverträgen über Grundstücksverträge marktübliche
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Erbbauzinsen vereinbaren. Bei der Bemessung des Erbbauzinses habe sich die C nicht am Kaufpreis orientiert, sondern an den
Bodenrichtwerten in N1. Mangels Vorliegens eines Bodenrichtwerts für das konkrete Grundstück habe man den Bodenrichtwert
vergleichbarer Grundstücke in N1 betrachtet. Da der Lärmschutzwall zur Autobahn vor dem Pflegeheim unterbrochen sei, habe man sich
nicht am nächstgelegenen Wohngebiet „M2/R4" mit einem Bodenrichtwert von 240 Euro/m² orientiert. Denn dieses liege unmittelbar hinter
dem Lärmschutzwall und sei deshalb deutlich besser lärmgeschützt. Stattdessen habe man sich am Wohngebiet „W2“ orientiert, das
oberhalb des Lärmschutzwalls liege und deshalb im Hinblick auf die Lärmbelastung dem Pflegeheim ähnlich sei. Für dieses Gebiet liege der
Bodenrichtwert nur bei 220 Euro/m². Die Beklagte habe die Orientierung an Bodenrichtwerten bei der Bemessung des Erbbauzinses
während des Schiedsverfahrens 03/21 aus zivilrechtlicher, stiftungsrechtlicher und gemeinnützigkeitsrechtlicher Sicht prüfen lassen.
Ergebnis des eingeholten Rechtsgutachtens vom 17. Dezember 2021 sei gewesen, dass die C mit der Festlegung eines marktüblichen
Erbbauzinses auf Basis des Bodenrichtwerts ihre satzungsgemäßen und stiftungsrechtlichen Pflichten bei der Vermögensverwaltung erfülle
und die Höhe des vereinbarten Erbbauzinses auch im Einklang mit den Anforderungen des steuerlichen Gemeinnützigkeitsrechts stehe. Der
Prozentsatz in Höhe von 6%, der als zweiter Parameter zur Berechnung des Erbbauzinses herangezogen wurde, sei ein üblicher Wert, wie er
auch von der Stadt F1 oder der Stiftungsverwaltung F1 zugrunde gelegt werde. Die Üblichkeit des Ansatzes bestätige auch eine
bundesweite Erhebung, die das LSG Nordrhein-Westfalen in einer Entscheidung aus dem Jahr 2021 – L 5 P 66/18 – zitiere. In einer Befragung
des Deutschen Erbbaurechtsverbandes aus dem Jahr 2017 seien danach bundesweit durchschnittliche Erbbauzinssätze für Gewerbe in Höhe
von 6 bis 7 % und für Wohnnutzung in Höhe von 4 % ermittelt worden. Bei der Beurteilung der Marktüblichkeit des vereinbarten
Erbbauzinses sei außerdem zu berücksichtigen, dass im streitgegenständlichen Erbbaurechtsvertrag auf die sonst in Erbbaurechtsverträgen
absolut übliche Anpassungsklausel zur Berücksichtigung von Wertsteigerungen des Grundstücks während der 40jährigen Laufzeit des
Vertrages verzichtet worden sei. Entgegen der Auffassung der Schiedsstelle seien im Kostenrichtwert für Inventar der Arbeitsgruppe
Investitionskostenberechnung beim Sozialministerium keine Kraftfahrzeugkosten berücksichtigt. Es sei in der Arbeitsgruppe um eine
Aktualisierung der bisherigen Kostenrichtwerte gegangen. Es sei deshalb davon auszugeben, dass jedenfalls dann, wenn nichts anderes
erwähnt sei, bei der Aktualisierung inhaltlich die gleichen Kostengruppen Berücksichtigung finden sollten, wie bei den alten
Kostenrichtwerten. Der Kostenrichtwert für das Inventar habe sich aber immer ausschließlich auf die Kostengruppe 610 bezogen. Dies
ergebe sich eindeutig aus den „Informationen zur Förderung nach dem Landespflegegesetz (LPFIG) vom 18. April 2002“.

Hinsichtlich des weiteren Vortrags der Beteiligten wird auf deren Schriftsätze und hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts auf
die Gerichtsakte, die Verwaltungsakte des Klägers und die Schiedsstellenakte Bezug genommen, zu den von dem Beklagten zur
Begründung seines Schiedsstellenantrags vorgelegten Unterlagen insbesondere auf die Seiten 25 bis 148, 175 bis 183 und 335 bis 365.

Entscheidungsgründe

Die Klage des Klägers und die Widerklage des Beklagten sind zulässig.

Sie sind insbesondere jeweils zutreffend als isolierte Anfechtungsklage nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) erhoben worden.
Denn sie sind auf die Aufhebung des Schiedsspruchs vom 22. September 2022 gerichtet, bei dem es sich um einen vertragsgestaltenden
Verwaltungsakt handelt, den die Schiedsstelle als Behörde im Sinne des § 31 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) erlassen hat (vgl. BSG,
Urteil vom 23. Juli 2014 – B 8 SO 2/13 R –, BSGE 116, 227-233, SozR 4-3500 § 77 Nr. 1, juris Rdnr. 11 m.w.N.).

Für diese Klagen ist gemäß § 77 Abs. 2 Satz 3 SGB XII der Rechtsweg zu den Sozialgerichten eröffnet, wobei das LSG Baden-Württemberg
als örtlich zuständiges Landessozialgericht (§ 57 Abs. 1 Satz 2 SGG) im ersten Rechtszug entscheidet (§ 29 Abs. 2 Nr. 1 SGG). Die Klagen
sind weiter zu Recht nach § 77 Abs. 2 Satz 4 SGB XII gegen den jeweils anderen Verhandlungspartner und nicht gegen die Schiedsstelle
gerichtet worden. Auch einer (notwendigen) Beiladung der Schiedsstelle nach § 75 Abs. 2 SGG bedurfte es nicht, weil ihr keine eigenen
Rechte zustehen (BSG, Urteil vom 23. Juli 2014, a.a.O., Rdnr. 13).

Die Klagen sind weiter form- und insbesondere fristgemäß binnen eines Monats nach dem Zugang des Schiedsspruchs gemäß § 87 Abs. 1
Satz 1 SGG erhoben worden, wobei zuvor kein Vorverfahren durchzuführen war (vgl. § 78 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGG i.V.m. § 77 Abs. 2 Satz 3
SGB XII).

Die Klage und die Widerklage sind auch begründet. Denn der Schiedsspruch vom 19. Januar 2023 ist materiell rechtswidrig.

Rechtsgrundlage des angefochtenen Schiedsspruchs ist in formeller Hinsicht § 81 SGB XII i.V.m. § 77 Abs. 2 SGB XII. Danach entscheidet die
Schiedsstelle über die Gegenstände, über die keine Einigung erreicht werden konnte, wenn eine Vereinbarung nach § 76 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3
SGB XII innerhalb von drei Monaten nach schriftlicher Aufforderung zur Verhandlung nicht zustande gekommen ist; zu diesen
Vereinbarungen gehört auch die Investitionskostenvereinbarung nach § 76 Abs. 3 Nr. 3 SGB XII.

Der Schiedsspruch stellt hierbei eine Schlichtungsmaßnahme eines sachnahen, weisungsfreien, mit Interessenvertretern paritätisch
zusammengesetzten Gremiums dar (BSG, Urteil vom 23. Juli 2014, a.a.O., Rdnr. 9 m.w.N.), deren Entscheidungsspielraum sich am
Vereinbarungsspielraum der Vertragsparteien misst, und ist gerichtlich im Rahmen der normativen Vorgaben der §§ 75 ff SGB XII regelmäßig
nur eingeschränkt dahin überprüfbar, ob die verfahrensrechtlichen Regelungen eingehalten sind, der Sachverhalt ermittelt ist und die
Schiedsstelle bei der Abwägung der betroffenen öffentlichen und privaten Belange ihren Gestaltungsspielraum nicht verkannt hat (BSG,
Urteil vom 28. Januar 2021 – B 8 SO 6/19 R – BSGE 131, 240-246, SozR 4-3500 § 77 Nr. 4, SozR 4-3500 § 75 Nr. 14, Rdnr. 12 m.w.N.).

Der Schiedsspruch ist zunächst formell rechtmäßig ergangen. Insbesondere ist der Kläger der örtlich für den Ort der Leistungserbringung
gemäß § 75 Abs. 1 Satz 1 SGB XII und sachlich gemäß § 97 Abs. 1 SGB XII i.V.m. § 1 Abs. 1 Gesetz zur Ausführung des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch (AGSGB XII) zuständige Leistungsträger und bei dem Pflegeheim E1-Haus handelt es sich um eine im Sinne von § 72 SGB
XI zugelassene Pflegeeinrichtung (vgl. § 76a SGB XII). Der Beklagte hat die Schiedsstelle auch erst am 30. September 2022 und damit mehr
als drei Monate (§ 77 Abs. 2 Satz 1 SGB XII) nach seiner Verhandlungsaufforderung an den Kläger vom 19. Mai 2022 angerufen.

Die Schiedsstelle hat weiter die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitgeteilt, die sie zu ihrer Entscheidung bewogen haben
und dem Begründungserfordernis aus § 35 Abs. 1 SGB X damit Genüge getan (vgl. dazu BSG, Urteil vom 13. Juli 2017 – B 8 SO 11/15 R –,
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SozR 4-3500 § 75 Nr. 10, juris Rdnr. 16). Ob die für wesentlich erachteten und benannten Gründe tatsächlich und rechtlich tragfähig sind, ist
dabei keine Frage der Erfüllung der formellen Begründungspflicht, sondern der materiellen Rechtmäßigkeit (vgl. Mutschler in BeckOGK,
Stand 1. Mai 2021, § 35 SGB X Rdnr. 10 m.w.N.). Soweit der Kläger anführt, die Schiedsstelle habe nur in 13 Zeilen zur Frage der Zuordnung
der Baukosten und Flächen Stellung bezogen, bleibt unklar, inwiefern eine ggf. geringe Zeilenzahl einen formellen Begründungsfehler
belegen soll. Ein solcher ist insoweit auch im Übrigen nicht ersichtlich. Daneben folgt die Kürze der Begründung zu diesem Streitpunkt, wie
der Kläger ohne weiteres erkennen konnte, aus der – zulässigen – Bezugnahme der Schiedsstelle auf den Beteiligtenvortrag. Mit der von
dem Kläger ebenfalls als fehlend bemängelten Frage der Betriebsnotwendigkeit einer Kapelle hat sich die Schiedsstelle auch in diesem
Zusammenhang durch Anschluss an die Darstellung des Beklagten auseinandergesetzt und ihre Entscheidung damit in einer den aus § 35
Abs. 1 SGB X folgenden Anforderungen genügenden Weise begründet.

Der Schiedsspruch ist auch nicht dadurch formell rechtswidrig, wie der Kläger meint, dass die Schiedsstelle durch die Anerkennung des
Erbbauzinses unzulässig in die Finanzhoheit des Kreistages eingegriffen habe. Denn ungeachtet dessen, ob dieser Einschätzung
beizupflichten ist (dazu sogleich), ist eine Überschreitung des der Schiedsstelle eingeräumten Entscheidungsspielraums keine Frage der
formellen, sondern der materiellen Rechtmäßigkeit.

Der angefochtene Schiedsspruch ist jedoch aufzuheben, da er materiell rechtswidrig ist. Denn die Schiedsstelle hat den ihr zustehenden
Gestaltungsspielraum in mehrerlei Hinsicht verkannt. Hierzu ist zunächst klarzustellen, dass auch eine Überschreitung des
Gestaltungspielraums der Schiedsstelle dahingehend, dass diese durch die Berücksichtigung der Aufwendungen für den Erbbauzins höhere
Investitionskosten als tatsächlich erforderlich und angemessen für betriebsnotwendig erachtet hat, nicht als ein unzulässiger Eingriff in die
Finanzhoheit des Kreistages durch die Bewilligung von Freiwilligkeitsleistungen (§ 34 Abs. 2 Nr. 2 Landkreisordnung Baden-Württemberg)
einzustufen ist. Denn bei der Erbringung von Sozialhilfeleistungen, zu denen auch die Investitionskosten nach § 76a Abs. 3, §§ 75 ff. SGB XII
i.V.m. § 82 Abs. 4 SGB XI als Teil der Pflegeheimkosten von Sozialhilfeempfängern gehören, handelt es sich nicht um
Freiwilligkeitsleistungen, sondern um den Stadt- und Landkreisen als Trägern der Sozialhilfe gesetzlich auferlegte Leistungen (vgl. § 6 Satz 1
i.V.m. § 1 Abs. 1 AGSGB XII). Dies ändert sich nicht durch eine unzutreffende Bemessung. Auch hat die Schiedsstelle keine Befugnis, einem
Leistungserbringer eine bestimmte Art der Einrichtungs- bzw. Grundstücksbeschaffung (Kauf, Miete, Pacht, Erbbau) vorzugeben, sondern
hat diese als gegeben hinzunehmen und lediglich auf deren wirtschaftliche Angemessenheit zu prüfen.

Der Gestaltungsspielraum der Schiedsstelle bemisst sich vorliegend, wie dargestellt, gemäß § 81 SGB XII i.V.m. § 77 Abs. 2 SGB XII nach den
in den Verhandlungen über die Investitionskostenvereinbarung nach § 76 Abs. 3 Nr. 3 SGB XII streitig gebliebenen Punkten. Denn nach § 76a
Abs. 3 SGB XII ist der Träger der Sozialhilfe zur Übernahme gesondert berechneter Investitionskosten nach dem SGB XI nur verpflichtet,
soweit die zuständige Landesbehörde ihre Zustimmung nach § 82 Absatz 3 Satz 3 SGB XI erteilt oder – hier maßgeblich – der Träger der
Sozialhilfe mit dem Träger der Einrichtung eine entsprechende Vereinbarung nach den §§ 75 ff. SGB XII über die gesondert berechneten
Investitionskosten nach § 82 Absatz 4 SGB XI getroffen hat. Gemäß § 82 Abs. 4 Satz 1 SGB XI können Pflegeeinrichtungen, die – wie
vorliegend diejenige des Seniorenzentrums E1-Haus N1 – nicht nach Landesrecht gefördert werden, ihre betriebsnotwendigen
Investitionsaufwendungen den Pflegebedürftigen ohne Zustimmung der zuständigen Landesbehörde gesondert berechnen. Die gesonderte
Berechnung ist der zuständigen Landesbehörde – hier dem KVJS (§ 13 i.V.m. § 9 Abs. 1 Landespflegegesetz) – mitzuteilen (§ 82 Abs. 4 Satz 2
SGB XI), was der Beklagte vorliegend parallel zur Verhandlungsaufforderung an den Kläger vorgenommen hat.

Die betriebsnotwendigen Investitionskosten umfassen an sich nur die in § 82 Abs. 2 Nr. 1 SGB XI geregelten Aufwendungen für Maßnahmen
einschließlich Kapitalkosten, die dazu bestimmt sind, die für den Betrieb der Pflegeeinrichtung notwendigen Gebäude und sonstigen
abschreibungsfähigen Anlagegüter herzustellen, anzuschaffen, wiederzubeschaffen, zu ergänzen, instandzuhalten oder instandzusetzen,
wobei von Aufwendungen für der Pflegevergütung nach § 82 Abs. 1 Satz Nr. 1 SGB XI zuzuordnende Verbrauchsgüter ausgenommen sind.
Für anteilig öffentlich geförderte Einrichtungen bestimmt demgegenüber § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XI, dass nicht nur die betriebsnotwendigen
Investitionskosten nach § 83 Abs. 2 Nr. 1 SGB XI, sondern auch Aufwendungen für Miete, Pacht, Erbbauzins, Nutzung oder Mitbenutzung von
Gebäuden oder sonstige abschreibungsfähige Anlagegüter nach § 82 Absatz 2 Nr. 3 SGB XI gesondert berechnet werden können, soweit
diese Aufwendungen jeweils durch öffentliche Förderung gemäß § 9 SGB XI nicht vollständig gedeckt sind. Daraus, dass § 82 Abs. 4 SGB XI
nicht auch die sonstigen Aufwendungen für Miete, Pacht usw. erwähnt, die streng genommen nicht zu den Investitionskosten, sondern zu
den laufenden Betriebskosten gehören, kann aber nicht geschlossen werden, dass beim vollständigen Fehlen einer öffentlichen Förderung
diese Kosten nicht, wohl aber bei einer anteiligen Förderung gesondert berechnet werden dürfen. Für eine solche Differenzierung ist kein
sachlicher Grund erkennbar. Die Gesetzesformulierung muss insoweit als Redaktionsversehen gewertet werden (BSG, Urteil vom 24. Juli
2003 – B 3 P 1/03 R –, BSGE 91, 182-190, SozR 4-3300 § 82 Nr. 1, SozR 4-3300 § 9 Nr. 1, juris Rdnr. 29), weswegen auch die in § 82 Abs. 2
Nr. 3 SGB XI genannten Aufwendungen unter den Begriff der betriebsnotwendigen Investitionskosten i.S.d. § 82 Abs. 4 SGB XI zu
subsumieren sind. Aufwendungen für den Erwerb und die Erschließung von Grundstücken (§ 82 Abs. 3 Nr. 2 SGB XI) können dagegen nicht
gesondert berechnet werden.

Kommen solche Vereinbarungen – wie hier – nicht zustande und haben die Vertragspartner die Schiedsstelle angerufen, verlangen die
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit für die Festsetzung einer entsprechenden Vergütung durch die
Schiedsstelle im Grundsatz einen Vergleich mit anderen Leistungserbringern. Dabei ist es nicht zu beanstanden, wenn eine
sozialhilferechtliche Schiedsstelle sich im Rahmen des ihr zustehenden Entscheidungsspielraums an der Rechtsprechung zum sog. externen
Vergleich im Recht der Sozialen Pflegeversicherung orientiert (BSG, Urteil vom 28. Januar 2021, a.a.O., Rdnr. 17; BSG, Urteil vom 13. Juli
2017, a.a.O., Rdnr. 17). Für das Sozialhilferecht schreibt nunmehr § 75 Abs. 2 Satz 10 bis 12 SGB XII in der seit dem 1. Januar 2020
geltenden Fassung vom 10. April 2019 die Durchführung eines externen Vergleichs vor. Nach § 75 Abs. 2 Satz 10 SGB XII ist die durch den
Leistungserbringer geforderte Vergütung wirtschaftlich angemessen, wenn sie im Vergleich mit der Vergütung vergleichbarer
Leistungserbringer im unteren Drittel liegt (externer Vergleich). Liegt die geforderte Vergütung oberhalb des unteren Drittels, kann sie
wirtschaftlich angemessen sein, sofern sie nachvollziehbar auf einem höheren Aufwand des Leistungserbringers beruht und wirtschaftlicher
Betriebsführung entspricht (§ 75 Abs. 2 Satz 11 SGB XII). In den externen Vergleich sind die im Einzugsbereich tätigen Leistungserbringer
einzubeziehen (§ 75 Abs. 2 Satz 12 SGB XII).

Zwingende Voraussetzung für einen solchen Vergleich ist jedoch die Durchführung einer Plausibilitätsprüfung der geltend gemachten
Investitionskosten. Dies erfordert insbesondere die Prüfung, welche Kosten tatsächlich geschuldet sind (vgl. BSG, Urteil vom 28. Januar
2021, a.a.O., Rdnr. 18). Hierbei hat die Schiedsstelle im Allgemeinen im Rahmen der ihr obliegenden – kapazitätsbedingt begrenzten und
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durch die Mitwirkungspflichten der Beteiligten beschränkten (vgl. BSG, Urteil vom 7. Oktober 2015 – B 8 SO 21/14 R – BSGE 120, 51-59,
SozR 4-3500 § 75 Nr. 9, juris Rdnr. 20) – Amtsermittlung gemäß § 20 SGB X insbesondere die maßgeblich die Zahlungsverpflichtungen des
Leistungserbringers bestimmenden (Vertrags-)Unterlagen beizuziehen (s. dazu etwa BSG, Urteil vom 28. Januar 2021, a.a.O., Rdnr. 18). Bei
der Plausibilitätsprüfung steht der Schiedsstelle kein Entscheidungsfreiraum im eigentlichen Sinne zu, sondern mit Rücksicht auf ihre
beschränkte Leistungskapazität obliegt ihr (nur) eine Schlüssigkeitsprüfung unter Berücksichtigung des Vortrags der Beteiligten, die als
solche gerichtlich in vollem Umfang überprüfbar ist (BSG, Urteil vom 28. Januar 2021, a.a.O., Rdnr. 20; BSG, Urteil vom 7. Oktober 2015,
a.a.O., Rdnr. 18).

Diesen Anforderungen an die Plausibilitätsprüfung ist die Schiedsstelle hinsichtlich der den Beklagten aus dem Erbbauvertrag treffenden
Lasten, den Aufwendungen für Inventar im Allgemeinen sowie den Kosten des VW-Busses im Besonderen nicht nachgekommen.

Hinsichtlich der zwischen den Beteiligten insbesondere streitigen Berücksichtigung der Erbbauzinsen als betriebsnotwendige
Investitionskosten ist die Schiedsstelle ihrem (eingeschränkten) Amtsermittlungsauftrag nicht gerecht geworden, indem sie den Beklagten
nicht zur Vorlage des Kaufvertrages zwischen der C und der Stadt R2 aufgefordert hat. Hierbei ist zunächst klarzustellen, dass Erbbauzinsen
an sich durchaus zu den berücksichtigungsfähigen Investitionskosten gehören, wie sich aus § 82 Abs. 3 Satz 1 SGB XI ergibt.

Zwar genügt die Schiedsstelle im Allgemeinen den an die Plausibilitätsprüfung zu stellenden Anforderungen, wenn sie die unmittelbar die
Aufwendungen des Leistungserbringers begründenden Unterlagen beizieht, hier mithin den Erbbauvertrag an sich. Da in den Erbbauvertrag
jedoch der Grundstückskaufvertrag als Bezugsurkunde eingebunden worden ist, hätte die Schiedsstelle sich auch diesen vorlegen lassen
müssen. Auch im Hinblick auf die der Schiedsstelle aus dem Verfahren 3/21 bekannten Diskrepanzen zwischen dem Grundstückswert, der
im dortigen Kaufvertrag angesetzt worden ist (60 Euro/m²), und dem für die Errechnung des Erbbauzinses herangezogenen Wert (120
Euro/m²) sowie den engen Verflechtungen zwischen der C als Erbbaurechtspflichtiger und dem Beklagten als Erbbauberechtigtem, hätte
sich die Schiedsstelle (ausnahmsweise) gehalten gesehen müssen, auch die vorliegend in den beiden maßgeblichen Vertragsverhältnissen
zugrundegelegten Grundstückswerte aufzuklären, um eine sachgerechte Ermittlung der dem Kläger im Ergebnis aufzubürdenden
Leistungspflicht zu ermöglichen und dessen etwaige Übervorteilung zu vermeiden. Soweit der Beklagte dieser Mitwirkungsverpflichtung
nicht nachgekommen wäre oder die Gremien der C eine solche Offenlegung abgelehnt hätten, wäre die Nichterweislichkeit einer
wertgerechten Bemessung des Erbbauzinses als unzureichende Plausibilisierung der entsprechenden Aufwendungen zu werten gewesen.
Die Auferlegung einer solchen (intensiven) Mitwirkungsverpflichtung der Beklagten ist vorliegend angezeigt, da die prognostische
Angemessenheit der geltend gemachten Kostenansätze anders nicht ermittelbar erscheint (vgl. BSG, Urteil vom 29. Januar 2009 – B 3 P 7/08
R –, BSGE 102, 227-248, SozR 4-3300 § 85 Nr. 1, juris Rdnr. 27).

Weiter hat die Schiedsstelle die erforderliche Prüfung der Plausibilität der Aufwendungen für das Inventar und den von dem Beklagten für
das Pflegeheim angeschafften VW-Bus unterlassen. Hierzu ist zunächst klarzustellen, dass auch die Kosten für ein Kfz zu den zu
berücksichtigenden Investitionsaufwendungen i.S.d. § 82 Abs. 4 i.V.m. Abs. 3 Satz 1 und Abs. 2 Nr. 1 SGB XI gehören können. Denn § 82
Abs. 2 Nr. 1 SGB XI erfasst alle Aufwendungen für die Errichtung der notwendigen Gebäude und sonstigen abschreibungsfähigen
Anlagegüter, wozu neben bspw. Einrichtungsgegenständen, Außenanlagen und notwendigen Pflegehilfsmittel wie z.B. Rollstühlen auch
Kraftfahrzeuge gehören (vgl. O'Sullivan in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XI, 4. Aufl., § 82 SGB XI, Stand 1. September 2024, Rdnr. 51).
Voraussetzung ist, dass diese Aufwendungen betriebsnotwendig sind (s. § 82 Abs. 4 Satz 1 SGB XI) sind. Betriebsnotwendig in diesem Sinne
sind nur solche Investitionen in die Pflegeinfrastruktur, die für die Aufrechterhaltung des Pflegebetriebs unter Berücksichtigung der
Grundsätze wirtschaftlicher Betriebsführung als sachlich erforderlich und der Höhe nach als angemessen angesehen werden können (BSG,
Urteil vom 8. September 2011 – B 3 P 2/11 R –, BSGE 109, 96-115, SozR 4-3300 § 82 Nr. 7, juris Rdnr. 42).

Die Schiedsstelle ist insoweit von der Erfassung der Aufwendungen für das Inventar und auch den VW-Bus im Rahmen des
Kostenrichtwertes für Inventar ausgegangen. Dies steht jedoch im Widerspruch zu den Grundannahmen und der auf der vorgegebenen
Pflegefinanzierungsstruktur aufbauenden Systematik des § 82 SGB XI, die von der Umlagefähigkeit nur tatsächlich aufgewandter Kosten
ausgeht. Die Schiedsstelle durfte deshalb im Rahmen der Plausibilitätskontrolle diese Kosten nicht unberücksichtigt lassen (BSG, Urteil vom
28. Januar 2021 – B 8 SO 6/19 R – BSGE 131, 240-246, SozR 4-3500 § 77 Nr. 4, SozR 4-3500 § 75 Nr. 14, juris Rdnr. 19). Für den Ansatz
abstrakt festgesetzter Kostenrichtwerte gibt es insoweit keinen Raum.

Soweit die Schiedsstelle die von dem Beklagten angegebene Flächen- und darauf aufbauende Kostenzuordnung zwischen der
Pflegeeinrichtung, den Seniorenwohnungen, der Mitarbeiterwohngemeinschaft und den Räumen für den Schwesternkonvent im E1-Haus für
plausibel erachtet hat, ist dies dagegen gerichtlich nicht zu beanstanden. Denn sie hat insoweit die Angaben der Beteiligten unter
Berücksichtigung der ihr von dem Beklagten vorgelegten Unterlagen einschließlich Plänen gewürdigt und in einer dem Maßstab der
Schlüssigkeit genügenden Weise die Kostendarstellung des Beklagten als ausreichend begründet erachtet. Dies gilt entsprechend
hinsichtlich der von der Schiedsstelle als betriebsnotwendig erachteten, zu einem Mehrzweckraum umbaubaren Kapelle. Denn zunächst ist –
in gewissen, hier nicht offenkundig überschrittenen Grenzen – auch das Vorhalten von Mehrzweckräumen für ein Pflegeheim mit 75 Plätzen
für vollstationäre Pflege sowie 15 Kurzzeitpflegeplätzen angemessen und für einen zweckmäßigen Betrieb, der im Sinne eines modernen
Pflegeverständnisses insbesondere auch Gemeinschaftsveranstaltungen und –erlebnisse beinhaltet sowie über eine bloße Unterbringung
von Pflegebedürftigen hinausgeht, erforderlich (s. dazu auch § 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch; § 2 SGB XI). Dieses Erfordernis hat in Baden-
Württemberg entsprechend seinen Ausdruck konkret in § 4 der Landesheimbauverordnung gefunden. Dass ein solcher Raum auch und
gegebenenfalls überwiegend als Kapelle dient, lässt dessen Betriebsnotwendigkeit nicht entfallen. Daneben ist aber nach Auffassung des
Senats auch die Berücksichtigung der Kosten einer (angemessenen) Kapelle als betriebsnotwendige Investitionskosten eines konfessionellen
Leistungserbringers nicht zu beanstanden und steht im Einklang mit der gesetzgeberischen Anerkennung religiös-seelsorgerischer
Bedürfnisse als wesentlicher Lebensbestandteil vieler, auch pflegebedürftiger Menschen, die in der Normgebung vielfachen Niederschlag
gefunden hat (vgl. etwa § 2 Abs. 3 SGB XI, § 52 Abs. 2 Nr. 2 AO, Art. 1 Abs. und Art. 4 ff. der Verfassung des Landes Baden-Württemberg).

Soweit die Schiedsstelle hinsichtlich der Finanzierungskosten die Angaben des Beklagten vor dem Hintergrund der vorgelegten
Darlehensverträge und der Verwendungsbescheinigung der Sparkasse F1 als plausibel erachtet hat, ist dies in Anbetracht des zu
berücksichtigenden eingeschränkten Prüfungsmaßstabs der Schiedsstelle dagegen nicht zu beanstanden. Insbesondere durfte die
Schiedsstelle eine Sachaufklärung hinsichtlich weiterer Darlehensverträge für andere Gebäudeteile nicht für geboten erachten, nachdem sie
die Finanzierung des vorliegend maßgeblichen Pflegeheims als ausreichend belegt eingestuft hat. Soweit der Kläger insoweit über eine
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Verschiebung zinsungünstiger Darlehen auf das Pflegeheim spekuliert, fehlt es dafür an tragfähigen Anhaltspunkten. Hierbei ist zu
berücksichtigen, dass der Beklagte nicht gehindert ist, die Darlehenskosten für die im Seniorenzentrum neben dem Pflegeheim enthaltenen
Wohnungen durch die Mieteinnahmen zu refinanzieren und insoweit – anders als vorliegend – keiner Wirtschaftlichkeitsprüfung unterliegt.
Insofern drängt sich eine finanzielle Besserstellung durch eine Verschiebung ungünstiger Darlehenskonditionen schon von vorneherein nicht
auf. Dies gilt erst recht in Anbetracht dessen, dass eine Refinanzierung der Darlehenszinsen über die hier streitigen Investitionskostensätze
von der Belegung der Pflegeheimplätze abhängt. Diese kann jedoch neben der – aktuell sowohl für Pflegeheimplätze als auch für
Wohnungen als günstig einzustufenden – Nachfrage durch die Verfügbarkeit der erforderlichen Arbeitskräfte limitiert sein, wie sich auch
konkret in den Pflegeheimen der Beklagten B3 in M3 und K2-Haus im G1 gezeigt hat, deren gesondert berechenbare Investitionskosten bzw.
die diesbezüglich ergangenen Schiedssprüche Gegenstand der Verfahren L 7 SO 1852/22 KL und L 7 SO 3055/22 KL gewesen sind. Denn
personalmangelbedingt konnten diese in den jeweils streitgegenständlichen Zeitraum nicht in vollem Umfang betrieben werden (B3 in M3)
oder wurde der Betrieb sogar eingestellt (K2-Haus im G1).

Im Weiteren ist der Schiedsspruch aber auch aufzuheben, weil die Schiedsstelle den in § 75 Abs. 2 Satz 10 SGB XII vorgegebenen externen
Vergleich rechtswidrig unterlassen hat. Zwar hat die Schiedsstelle im Schiedsspruch ausgeführt, dass sich der externe Vergleich „nur
bedingt“ habe durchführen lassen, was eine dennoch erfolgte Vergleichsdurchführung, wenngleich gegebenenfalls eingeschränkt, impliziert.
Durch die nachfolgende Ausführung, die vom Kläger vorgelegten Daten hätten keine Identifizierung von Vergleichseinrichtungen erlaubt, ist
jedoch zur Überzeugung des Senats klargestellt, dass eben gerade kein externer Vergleich – auch kein „bedingter“ – erfolgt ist. Der vage
Verweis auf (im weiteren nicht näher benannte oder auch nur beschriebene) der Schiedsstelle bekannte, neuere Abschlüsse hinsichtlich
Investitionskosten vermag den erforderlichen externen Vergleich nicht zu ersetzen.

Im Rahmen des externen Vergleichs sind die gesamten Investitionskosten der maßgeblichen Einrichtung mit denen anderer Einrichtungen
zu vergleichen, nicht einzelne Kostenpositionen. Die Beteiligten haben im Rahmen ihrer Mitwirkungspflichten (§ 77 Abs. 1 Satz 4 SGB XII)
geeignete Nachweise vorzulegen. Kommt eine Vertragspartei ihren Mitwirkungspflichten nicht oder nicht vollständig nach und kann daher
der vorgeschriebene externe Vergleich nicht angestellt werden, geht dies zu ihren Lasten. Im Rahmen des Vergleichs sind zunächst die zu
vergleichenden Leistungserbringer zu ermitteln. Bezugspunkt der Vergleichbarkeit sind nach § 75 Abs. 1 Satz 4 SGB XII Inhalt, Umfang und
Qualität der Leistung und somit die Mindestinhalte einer Leistungsvereinbarung bzw. eines annahmefähigen Leistungsangebots. Die
Vorgabe gesetzlicher Mindestinhalte in § 76 SGB XII erleichtert die Vergleichbarkeit der Einrichtungen. Maßgebend sind somit Hilfeart,
Leistungsform, erfasster Personenkreis, Leistungstyp sowie sächliche und personelle Ausstattung. Andere als die gesetzlich genannten
Kriterien können nicht zur Ermittlung vergleichbarer Leistungserbringer herangezogen werden. Dies gilt z.B. für die örtliche Lage, den
Gebäudezustand, den Wohnkomfort, die Rechtsform und die Ausrichtung einer Einrichtung. Dabei ist die Entwicklung, Prüfung und
Anwendung von Vergleichskriterien Ausdruck der besonderen Sachkompetenz der Schiedsstelle (vgl. Lange in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
XII, 4. Aufl., § 75 SGB XII, Stand: 1. Mai 2024, Rdnr. 88, 89). Als räumlichen Bereich, den der externe Vergleich abzudecken hat, legt § 75
Abs. 2 Satz 12 SGB XII den Einzugsbereich des Leistungserbringers fest. Dieser deckt sich schon begrifflich nicht notwendig mit dem
Zuständigkeitsbereich des Sozialhilfeträgers. Wegen der Vielfalt von Leistungserbringern und Hilfeformen im Bereich der
sozialhilferechtlichen Leistungserbringung kann für die Festlegung des räumlichen Vergleichsgebietes letztlich kein starrer unveränderbarer
Maßstab gelten. Ist in dem Kreis, in dem der den Vertragsschluss begehrende Leistungserbringer seinen Sitz hat, keine bzw. keine
ausreichende Zahl von Leistungserbringern mit vergleichbarem Angebot vorhanden, kann die Ausweitung auf den Nachbarkreis oder sogar
auf das Nachbarbundesland geboten sein (Lange, a.a.O., Rdnr. 90; eingehend LSG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 30. August 2012 –
L 9 SO 1/10 –, juris Rdnr. 63 f.).

Diesen Anforderungen ist die Schiedsstelle vorliegend schon deswegen nicht gerecht geworden, weil sie den Kläger lediglich allgemein zur
Vorlage „geeigneter Daten“ für einen externen Vergleich nach „§ 75 Abs. 2 Satz 10 bis 13 SGB XII“ (wobei § 75 Abs. 2 Satz 13 SGB XII
tarifliche Vergütungen betrifft und für die hier streitigen Investitionskosten ohne Belang ist) aufgefordert hat, ohne diesem geeignete
Vergleichskriterien an die Hand zu geben. Auch hätte sich die Schiedsstelle gehalten gesehen müssen, jedenfalls auf die Mitteilung des
Klägers, in seinem Kreis keine Vergleichseinrichtungen benennen zu können, eine Erweiterung des räumlichen Vergleichsgebiets
vorzunehmen.

Insbesondere aber hätte sich die Schiedsstelle gerade dann, wenn hierzu keine ausreichende Zahl an Vergleichseinrichtungen vorliegt, nicht
auf die Annahme beschränken dürfen, nur auf Grundlage eines Erbbauvertrages errichtete Einrichtungen abstellen zu können. Vielmehr
hätte sich der Schiedsstelle bei der konkret gegebenen Fallgestaltung auch die Durchführung des externen Vergleichs mit im sog.
Eigentümermodell betriebenen Einrichtungen – bei denen mithin nicht nur das Gebäude, sondern auch der Grund im Eigentum des
Leistungserbringers steht – aufdrängen müssen. Denn in dem vorliegenden „Erbbaumodell“ ist der Beklagte in seiner Funktion als
Erbbauberechtigter hinsichtlich der grundstücksbezogenen Verpflichtungen für die Frage der gesondert berechenbaren Investitionskosten in
einem solchen Maß einer Eigentümerposition angenähert, dass ein Vergleich zu Einrichtungen gerechtfertigt ist, deren Betriebsgrundstück
im Eigentum des Betreibers steht. Insbesondere ist der Beklagte im Außenverhältnis nach § 134 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) für
Erschließungsbeiträge beitragspflichtig. Im Innenverhältnis gegenüber der C hat sich der Beklagte verpflichtet, alle auf das
Erbbaugrundstück und das Erbbaurecht entfallenden einmaligen und wiederkehrenden öffentlichen und privatrechtlichen Lasten, Abgaben
und Pflichten, die den Grundstücks- oder Gebäudeeigentümer als solchen betreffen, zu tragen (Teil B § 5 Erbbauvertrag) und daneben das
Grundstück ordnungsgemäß zu unterhalten (Teil B § 3 Erbbauvertrag).

Die Heranziehung von nicht auf Grundlage eines Erbbaurechts, sondern von Grundstückseigentum errichteten und betriebenen
Pflegeheimen wäre vorliegend auch deswegen sachgerecht gewesen, da hierdurch den Besonderheiten im Verhältnis zwischen
Erbbaurechtspflichtigem – der C – und Erbbauberechtigtem – dem Beklagten – Rechnung zu tragen gewesen wäre. Denn ausweislich ihrer
Satzung ist die C von dem Beklagten (und aus dessen Vermögen) gegründet worden, werden sowohl der Stiftungsvorstand wie auch der
Stiftungsrat maßgeblich durch den Beklagten besetzt, verwendet die C ihre Mittel zur Förderung zur Wohlfahrtspflege des Beklagten und
fällt das Vermögen der C u.a. bei einer Aufhebung der C dem Beklagten zu, wobei die Aufhebung (lediglich) der Zustimmung von drei
Vierteln der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder des Stiftungsrates sowie im Außenverhältnis der Zustimmung des Beklagten
bedarf. Die vorliegende Erbbaukonstellation ist daher auch insoweit so nah eine Eigentümerstellung des Beklagten selbst herangerückt,
dass dies im externen Vergleich berücksichtigt werden kann.

Dem steht zur Überzeugung des Senats auch nicht die Rechtsprechung des BSG in dem von der Schiedsstelle angeführten Urteil vom 28.
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Januar 2021 – B 8 SO 6/19 R – entgegen. In dieser Entscheidung hat das BSG insbesondere klargestellt, dass Ausgangspunkt des externen
Vergleichs die Kosten von auf gleicher wirtschaftlicher Basis tätigen Einrichtungen – im vom BSG entschiedenen Fall auf Miet- und
Pachtbasis – sein müssen. Unzulässig ist demgegenüber, den Vergleich lediglich anhand fiktiver Kosten vorzunehmen. Die Schiedsstelle
durfte deshalb im dortigen Fall im Rahmen der Plausibilitätskontrolle diese Kosten (der Miete bzw. Pacht – Anm. d. Senats) nicht
unberücksichtigt lassen und stattdessen fiktive Anschaffungs- und Herstellungskosten nach dem von ihr seit Jahren verwendeten
Berechnungsverfahren – dem sog. Eigentümermodell – zugrunde legen (BSG, Urteil vom 28. Januar 2021, a.a.O., juris Rdnr. 19). Sind die
Mietkosten plausibel, müsse die Schiedsstelle – so das BSG – sodann prüfen, ob diese Kosten im Vergleich zu anderen Einrichtungen, die im
Mietmodell betrieben werden, marktgerecht sind. In diesem Zusammenhang sei einer wirtschaftlichen Verflechtung von Mieter und
Vermieter dadurch Rechnung zu tragen, dass nur nicht geförderte Vergleichseinrichtungen heranzuziehen sind, die ohne eine solche
Verflechtung betrieben werden. Allein eine gesellschaftsrechtliche Verflechtung sei bei dem vorzunehmenden Vergleich aber ohne
Bedeutung, solange die mit der Vermietung verbundenen Kosten nur weitergegeben werden. In einem weiteren Schritt seien zur Prüfung
der Wirtschaftlichkeit die Investitionskosten der Vergleichseinrichtungen den im Schiedsverfahren geltend gemachten Investitionskosten
gegenüberzustellen. Angesichts der zwischen Miet- und Eigentümermodell erheblichen Unterschiede in den zugrundeliegenden Kalkulations-
und Finanzierungskonzepten, insbesondere bei der Frage der Berücksichtigungsfähigkeit grundstücksbezogener Kosten seien damit im
Regelfall Mietkosten mit Mietkosten und Eigentümerkosten mit Eigentümerkosten zu vergleichen (BSG, a.a.O., Rdnr. 20). Das BSG hat
offengelassen, ob in extremen Ausnahmefällen trotz der zwischen Miet- und Eigentümermodell bestehenden erheblichen Unterschiede in
den zugrunde liegenden Kalkulations- und Finanzierungskonzepten das Eigentümermodell gleichwohl noch als Prüfungsmaßstab
herangezogen werden darf, wobei insoweit auch die Gewinnerzielungsabsicht des Grundstücksverkäufers und die den Eigentümer
treffenden Instandhaltungskosten zu berücksichtigen wären (BSG, a.a.O., Rdnr. 21).

Dieser Rechtsprechung schließt sich der Senat an, erkennt in ihr jedoch keinen Ausschluss der Heranziehung von Einrichtungen im
Eigentümermodell für den externen Vergleich im hiesigen Fall. Denn anders als in der von dem BSG entschiedenen Miet- und
Pachtkonstellation ist vorliegend – wie dargestellt – eine wesentliche Annäherung zwischen der Stellung des Beklagten als
Erbbauberechtigtem des genutzten Grundstücks zu im Eigentümermodell geführten Einrichtungen und damit eine vergleichbarere
wirtschaftliche Basis gegeben. Im Rahmen eines solchen externen Vergleichs kommt jedoch eine Heranziehung von fiktiven – nämlich aus
Kostenrichtwerten errechneten – Investitionskosten als Vergleichsmaßstab nicht in Betracht, wie dies in dem vom BSG entschiedenen Fall
durch die Schiedsstelle erfolgt ist, sondern ist auf deren tatsächliche Investitionskosten abzustellen. Auf die Frage, ob trotz erheblicher
Unterschiede – wie zwischen Miet- und Eigentümermodell – in extremen Ausnahmefällen dennoch die Heranziehung des Eigentümermodells
in Betracht kommt, kommt es somit aufgrund der vorliegenden weitgehenden Angleichung von Eigentümer- und
Erbbauberechtigtenstellung nicht an.

Der Rückgriff auf den Vergleich zu im Eigentümermodell betriebenen Einrichtungen erübrigt sich vorliegend auch nicht deswegen, weil sich,
wie die Beteiligten in der mündlichen Verhandlung vom 14. November 2024 klargestellt haben, unter den klägerseits für den externen
Vergleich benannten Einrichtungen zwei im Erbbaumodell betriebene Einrichtungen befunden haben. Denn eine dieser Einrichtungen – das
O1-Haus in K3 – ist nach den Angaben des Klägers wesentlich älter als das hier maßgebliche Pflegeheim, was u.a. im Hinblick auf den
deswegen hohen Anteil bereits vollständig abgeschriebener Kosten einen erheblich niedrigeren und daher nicht zum Vergleich tauglichen
Investitionskostensatz von 15,60 Euro je Platz und Tag führt. Die andere Einrichtung – das M4 in U1 – genügt zum einen als alleine
verbleibende Vergleichseinrichtung nicht zur Durchführung eines tragfähigen externen Vergleichs, zum anderen handelt es sich um eine
ebenfalls auf einem Grundstück der C errichteten Einrichtung des Beklagten, die daher nicht zur Bemessung der marktgerechten
Investitionskosten einer im Erbbaumodell, jedoch ohne enge Verflechtung zwischen Erbbaurechtsgeber und Erbbauberechtigtem
betriebenen Einrichtung herangezogen werden kann.

Soweit der von der Schiedsstelle vorzunehmende externe Vergleich ergeben sollte, dass der von dem Beklagten geforderte
Investitionskostensatz im unteren Drittel der Investitionskostensätze vergleichbarer Einrichtungen liegt, ist dieser nach § 75 Abs. 2 Satz 10
SGB XII als angemessen zu betrachten. Liegt der geforderte Investitionskostensatz oberhalb des unteren Drittels, kann er nach § 75 Abs. 2
Satz 11 SGB XII wirtschaftlich angemessen sein, sofern er nachvollziehbar auf einem höheren Aufwand des Leistungserbringers beruht und
wirtschaftlicher Betriebsführung entspricht. Diese Regelung ermöglicht damit auch die Berücksichtigung verbleibender Unterschiede
zwischen im Erbbau- und im Eigentümermodell betriebenen Einrichtungen, wenn, wie hier, keine ausreichende Vergleichsbasis für einen
externen Vergleich exklusiv mit im Erbbaumodell betriebenen Einrichtungen besteht.

Im Rahmen der insoweit gegebenenfalls erforderlichen Prüfung der Wirtschaftlichkeit der Betriebsführung wird der Beklagte im Rahmen
einer Gestehungskostenanalyse seine internen Kalkulationsgrundlagen plausibel zu machen haben (von Boetticher in Bieritz-Harder u.a., 13.
Aufl. 2024, SGB XII § 75 Rdnr. 28). Angelehnt an die Maßstäbe eines internen Vergleichs ist mithin eine Prüfung der einzelnen, internen
Positionen der Kalkulation des Beklagten als Einrichtungsträger unter Berücksichtigung der Maßstäbe der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit
vorzunehmen (s. BVerwG, Urteil vom 1. Dezember 1998 – 5 C 17/97 –, BVerwGE 108, 47-56, juris Rdnr. 25; BSG, Urteil vom 13. Juli 2017 – B
8 SO 11/15 R –, SozR 4-3500 § 75 Nr. 10, juris Rdnr. 22). Im Hinblick auf die Maßgeblichkeit der tatsächlichen Kosten genügt auch an dieser
Stelle ein Rückgriff auf fiktive Kostenrichtwerte der erforderlichen Wirtschaftlichkeitsprüfung nicht.

In die Prüfung nach § 75 Abs. 2 Satz 11 SGB XII ist nach Auffassung des Senats hinsichtlich der streitigen Erbbauzinsen einzustellen, dass
Erbbauzinsen zu den als gesondert berechenbaren Investitionskosten im Sinne des § 82 Abs. 4 SGB XI (i.V.m. § 76a Abs. 3, 75 ff. SGB XII)
gehören und damit grundsätzlich als ein anerkennenswerter und nicht von vorneherein einer wirtschaftlichen Betriebsführung
widersprechender Aufwand zu berücksichtigen sind. Die Schiedsstelle wird jedoch auch zu prüfen haben, ob diese in ihrer konkreten
Ausgestaltung als wirtschaftlich anzusehen sind. Soweit der Beklagte zur Angemessenheit eines Zinssatzes von 6 % auf die Stadt F1 und die
Stiftungsverwaltung F1 verweist, die bei Wohnnutzung jährlich 4 % und bei gewerblicher Nutzung jährlich 6 % aus dem Grundstückswert
vereinbare und dies auch einer bundesweiten Erhebung des Deutschen Erbbaurechtsverbands aus dem Jahr 2017 – wie im Urteil des LSG
Land Nordrhein-Westfalen vom 18. November 2021 (L 5 P 66/18) angeführt – entspreche, genügt dies für sich zum Beleg der
Wirtschaftlichkeit des vorliegend vereinbarten Zinssatzes nicht. Denn gerade nach dieser auch von dem Beklagten benannten Studie
(abrufbar unter: https://www.erbbaurechtsverband.de/2017/07/19/studie-zum-erbbaurecht-2017/) ergibt sich zum einen, dass es sich bei
den benannten Zinssätzen gerade nicht um Durchschnittswerte insbesondere für neuvergebene Erbbaurechte im gewerblichen Bereich
handelt, sondern der durchschnittliche Erbbauzins im gewerblichen Bereich bei 4,3 % liegt (s. S. 10 der Studie) und zum anderen, dass der
durchschnittliche Erbbauzins für gemeinnützige Einrichtungen darunter – um die 3 % – liegt (s. S. 10, 11 der Studie). Für soziale (wie

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%206/19%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%206/19%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20C%2017/97
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerwGE%20108,%2047
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2011/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2011/15%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/82.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/76a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/75.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20P%2066/18


L 7 SO 578/23 KL - Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

L 7 SO 578/23 KL

vorliegend), kulturelle und sportliche Einrichtungen werden Erbbaugrundstücke sogar häufiger ohne die Berechnung eines
Erbbaurechtszinses vergeben (S. 3 der Studie). Denn bei der Bemessung des Erbbauzinses ist üblicherweise entscheidend, unter welchen
Umständen das Erbbaurecht ausgegeben wird. Stehen soziale Zwecke des Erbbaurechts im Vordergrund, z.B. die Errichtung von
Wohnungen für kinderreiche Familien oder Flüchtlinge oder der Bau eines Krankenhauses oder Pflegeheims, so muss das Bestreben der
Grundstückseigentümer, meist des Staates oder der Gemeinde, sein, einen im Verhältnis geringen Erbbauzins zu verlangen, jedenfalls einen
geringeren als die Verzinsung des etwaigen Grundstückskaufpreises ausmachen würde; dafür können aber dem Erbbauberechtigten zum
Ausgleich entsprechende Auflagen gemacht werden (Winkler/Schlögel, Handbuch Erbbaurecht, 7. Auflage 2021, § 6 Erbbaurechtsgesetz
[ErbbauRG] Rdnr. 67). Dieser Maßstab dürfte auch auf den vorliegenden Fall heranzuziehen sein, in welchem der Beklagte eine
gemeinnützige Einrichtung als Ausdruck seiner Wohlfahrtspflege betreibt, deren Förderung gerade Zweck der C ausweislich ihrer Satzung
ist. Auch ist der Beklagte erbbauvertraglich zur Errichtung eines Pflegeheims verpflichtet worden.

Schließlich ist es auch keineswegs erforderlich, wie der Beklagte anführt, den Erbbauzins nach dem Bodenrichtwert zu bestimmen – auch
wenn dies bei der (hier nicht gegebenen) Verlängerung von Erbbaurechten nicht unüblich ist (s. S. 11 der vorgenannten Studie), wobei in
diesen Fällen mangels Grundstückskauf gerade keine aktuell am Markt gewonnenen Erkenntnisse über den Grundstückswert zur Verfügung
stehen. Im Allgemeinen wird die Höhe des Erbbauzinses vielmehr nach einem Prozentsatz des Verkehrswertes des belasteten Grundstücks
bestimmt (vgl. Rapp in Staudinger, ErbbauRG § 9a, Rdnr. 6; Winkler/Schlögel, a.a.O. Rdnr. 65). Da die C vorliegend das fragliche Grundstück
gerade deswegen zu vergünstigten Bedingungen erhalten hat, weil sie sich zur Errichtung eines Pflegeheims darauf verpflichtet hat und der
Beklagte mithin die Bedingungen des vergünstigten Erwerbs erst geschaffen hat, dürfte eine Bemessung eines Erbbauzinses aus mehr als
dem von der C gezahlten Grundstückskaufpreises der an dieser Stelle vorzunehmenden (internen) Wirtschaftlichkeitsprüfung von
vorneherein kaum standhalten. Darüber hinaus entspricht der in dem Erbbauvertrag zwischen C und dem Beklagten angesetzte
Quadratmeterpreis von 220 Euro keineswegs dem Bodenrichtwert. Denn dieser liegt selbst aktuell lediglich bei 120 Euro/m².

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a SGG i.V.m. § 155 Abs.1 Verwaltungsgerichtsordnung, wobei der Kläger gemäß § 64 Abs. 3 Satz 2
SGB X von Gerichtskosten befreit ist. Die Kostenentscheidung richtet sich dabei nach dem jeweiligen Obsiegen und Unterliegen der
Beteiligten bezogen auf die Höhe des mit dem angegriffenen Schiedsspruch bestimmten Investitionskostensatzes bzw. den zu erwartenden
Auswirkungen auf eine zukünftige Festsetzung des Investitionskostensatzes. Insofern war insbesondere zu berücksichtigen, dass der Kläger
ausdrücklich kein Angebot eines Investitionskostensatzes abgegeben und den Schiedsspruch in voller Höhe angegriffen hat.

Die Revision wird zugelassen (§ 160 Abs. 2 SGG).
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